
Kennzeichnung als Risikoüberschwemmungsgebiet 
und als Fläche mit stark schwankenden bzw. hohen 
Grundwasserständen gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB 

Der Geltungsbereich des Plangebietes wird als Risiko-
überschwemmungsgebiet (Gebiet, das bei Versagen 
eines Deiches überschwemmt wird) und als Fläche ge-
kennzeichnet, bei deren Bebauung besondere bauliche 
Vorkehrungen gegen äußere Einwirkungen oder bei der 
besondere bauliche Sicherungsmaßnahmen gegen Na-
turgewalten erforderlich sind (§ 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB). 

Im gekennzeichneten Bereich ist potenziell mit einer 
Überschwemmung sowie mit stark schwankenden bzw. 
hohen Grundwasserständen zu rechnen. Auf Kapitel III 
der textlichen Festsetzungen zu diesem Bebauungsplan 
wird hingewiesen. 

Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplanes gemäß § 2 Abs. 1 
BauGB, durch die Gemeindevertretung  
Beschluss zur Durchführung der Bebauungsplanänderung im beschleu-
nigten Verfahren gemäß § 13 a BauGB 

 

 

am 21.09.2007 
 

Bekanntmachung der Durchführung der Bebauungsplanänderung im be-
schleunigten Verfahren gemäß § 13 a BauGB und der Unterrichtung der 
Öffentlichkeit gemäß § 13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB 

 

 

am 05.10.2007 
 
Unterrichtung der Öffentlichkeit gemäß § 13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB 

 
vom 15.10.2007 
bis 26.10.2007 

 

Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

 

am 19.10.2007 
 
Öffentliche Auslegung des Entwurfes des Bebauungsplanes mit Begrün-
dung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

 
 
vom 29.10.2007 
bis 30.11.2007 

 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange 
zum Entwurf gemäß § 4 Abs. 2 BauGB  

 
 
am 25.10.2007 

 

Prüfung und Entscheidung über die fristgemäß eingegangenen Stellung-
nahmen und Beschluss des Bebauungsplanes gemäß § 10 Abs. 1 
BauGB i. V. m § 5 HGO als Satzung durch die Gemeindevertretung 

 

 

am 14.12.2007 

 

Ausfertigung 

Es wird bestätigt, dass der Planinhalt unter Beachtung der vorstehenden 
Verfahrensschritte mit den Beschlüssen der Gemeindevertretung über-
einstimmt. 

Trebur,  

 

 

 
.................................................. 

Arnold, Bürgermeister 

 

 
Inkrafttreten der Änderung des Bebauungsplanes durch amtliche 
Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB 

Trebur,  

 

 

 
.................................................. 

Arnold, Bürgermeister 

 
 
am  

 

I. Bauplanungsrechtliche Festsetzungen gem. § 9 Abs. 1 BauGB und BauNVO 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Allgemeines Wohngebiet mit Nutzungseinschränkungen    WA  
(§ 4 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 4 bis 9 BauNVO) 

Allgemein zulässig sind gemäß § 4 Abs. 2 BauNVO: 

- Wohngebäude 

Ausnahmsweise zulässig sind gemäß § 4 Abs. 3 i.V.m. § 1 Abs. 5 und 6 BauNVO: 

- die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften 
sowie nicht störende Handwerksbetriebe 

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke 

- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe 

Nicht zulässig bzw. nicht Bestandteil des Bebauungsplans sind gemäß § 1 Abs. 5 und 6 
BauNVO: 

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes 

- Anlagen für Verwaltungen 

- Tankstellen 

- Gartenbaubetriebe 

2. Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 

In den Wohngebäuden ist je angefangene 250 m² Grundstücksfläche höchstens eine 
Wohnung zulässig. 

3. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 ff. BauNVO) 

3.1 Höhe baulicher Anlagen (§ 16 Abs. 2 und 3 i.V.m. § 18 Abs. 1 BauNVO) 

3.1.1 Zulässige Außenwandhöhen 

Als zulässige Außenwandhöhe gilt das Maß vom Höhenbezugspunkt bis zur Schnittlinie 
der Außenwand mit der Dachhaut an der Traufseite; bei Ausbildung des obersten Ge-
schosses als Staffelgeschoss gilt das Maß vom Höhenbezugspunkt bis zur Oberkante 
Fertig-Fußboden des Staffelgeschosses. 

3.1.2 Zulässige Gebäudehöhen 

Als maximal zulässige Gebäudehöhe gilt das Maß vom Höhenbezugspunkt bis zum 
höchsten Punkt der Dachhaut. Technische Aufbauten wie Schornsteine, Solaranlagen, 
Aufzüge, Lüftungsanlagen bleiben unberücksichtigt. 

3.1.3 Höhenbezugspunkt (Geländeoberfläche im Sinne von § 2 Abs. 5 HBO) 

Höhenbezugspunkt für die Festsetzungen zur Höhe baulicher Anlagen ist jeweils die 
Oberkante der Erschließungsstraße (nach Fertigstellung) in der Mitte der Außenwand, die 
der Erschließungsstraße am nächsten liegt. 

Der gebäudebezogene Höhenbezugspunkt ist senkrecht zur Erschließungsstraße zu er-
mitteln. 

Dieser Höhenbezugspunkt ist Geländeoberfläche im Sinne von § 2 Abs. 5 HBO. 

3.2 Ermittlung der zulässigen Grund- und Geschossfläche (§§ 19 ff. BauNVO) 

Flächenanteile von Gemeinschaftsanlagen (§ 21a Abs. 2 BauNVO) 

Zu der für die Ermittlung der zulässigen Grundfläche maßgebenden Grundstücksfläche 
sind die zugehörigen Flächenanteile an außerhalb der einzelnen Baugrundstücke - inner-
halb des Plangebietes - festgesetzten Gemeinschaftsanlagen nach § 9 Abs. 1 Nr. 22 
BauGB hinzuzurechnen. 

4. Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

Überschreitung der festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen (§ 23 Abs. 2 
Satz 3 und Abs. 3 Satz 3 BauNVO) 

Eine Überschreitung der in der Planfassung zeichnerisch festgesetzten Baugrenzen 
durch verglaste eingeschossige An- und Vorbauten, Wintergärten, Balkone, Loggien, Ter-
rassen, Veranden oder regenerative Energieversorgungssysteme kann bis zu einer Tiefe 
von 3,00 m zugelassen werden.  

Als Wintergarten wird eine verglaste bauliche Anlage definiert, die in enger räumlicher 
Verbindung mit dem Gebäude steht, der Erweiterung der Nutzfläche z.B. der Wohnfläche 
dient und zum dauernden Aufenthalt von Menschen bestimmt und geeignet ist. 
Hinweis: Wintergärten in der definierten Form sind Aufenthaltsräume und daher bei der 
Ermittlung der Grundfläche und der Geschossfläche anzurechnen. 

5. Stellung baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

Die festgesetzte Stellung der baulichen Anlagen innerhalb der überbaubaren Fläche ist 
für die Firstrichtung des Daches maßgebend. 

6. Stellplätze, Garagen und Gemeinschaftsanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 i.V.m. § 12 Abs. 6 
BauNVO und § 9 Abs. 1 Nr. 22 BauGB) 

Garagen, Carports und Stellplätze sind nur innerhalb der als Gemeinschaftsanlagen fest-
gesetzten Flächen zulässig. 

Gemeinschaftsanlagen, die bestimmten überbaubaren Grundstücksflächen zugeordnet 
sind, sind mit einem Index, z.B. „1“, gekennzeichnet. 

Innerhalb der Flächen für Gemeinschaftsanlagen gilt Folgendes: 

– Innerhalb der mit „Ga“ gekennzeichneten Flächen sind Garagen, Carports (überdachte 
Stellplätze) und Stellplätze zulässig. 

– Innerhalb der mit „CP“ gekennzeichneten Flächen sind nur Carports (überdachte Stell-
plätze) und Stellplätze zulässig. 

– Innerhalb der mit „St“ gekennzeichneten Flächen sich ausschließlich nicht überdachte 
Stellplätze zulässig.  

7. Zulässigkeit von untergeordneten Nebenanlagen (§ 14 Abs. 1 BauNVO) 

Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind Nebenanlagen i.S.d. § 14 Abs. 1 
BauNVO nur eingeschränkt zulässig: 

Zulässig sind Anlagen zur Gartengestaltung und -bewirtschaftung sowie Freiflächenges-
taltung z.B. Pergolen, Lauben, Geräteschuppen, Gewächshäuser, Pavillons, sowie Stand-
plätze für Abfallbehälter. Lauben, Geräteschuppen, Gewächshäuser, Pavillons sind pro 
Baugrundstück nur bis zu einer gesamten Grundfläche von 5 m² sowie einem umbauten 
Raum von 15 m³ zulässig. 

In der Vorgartenzone sind Nebenanlagen mit Ausnahme von Mülltonnenabstellplätzen
nicht zulässig.  

8. Bauliche und sonstige technische Vorkehrungen zur Vermeidung oder Minderung 
von schädlichen Umwelteinwirkungen i.S.d. Bundesimmissionsschutzgesetzes 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

Fenster ab dem 1. Obergeschoss, die direkt der L 3094 zugewandt sind, müssen der 
Schallschutzklasse 2 entsprechen. 

Porenpflaster, Pflasterbeläge mit einem Fugenanteil von mindestens 20 % und Einfach-
befestigungen wie z.B. Schotterrasen und wassergebundene Wegedecken. 
Alternativ kann das Niederschlagswasser der o.g. Flächen auf den angrenzenden Grund-
stücksflächen versickert werden. 

10. Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

10.1 Grundstücksbepflanzung 

Die nicht überbauten oder als Garagen, Carports, Stellplätze oder Zufahrten genutzten 
Flächen der Baugrundstücke sind zu begrünen.  

Pro Baugrundstück ist mindestens 1 Laubbaum zu pflanzen.  

10.2 Baumanpflanzungen auf öffentlichen Flächen 

An den im Plan dargestellten Baumstandorten (Standortempfehlungen) sind schmalkroni-
ge, heimische, standortgerechte Laubbäume zu pflanzen.  

Auf den öffentlichen Parkflächen ist nach der Stellplatzsatzung der Gemeinde Trebur je 4 
Stellplätze ein geeigneter großkroniger Baum mit einer unbefestigten Baumscheibe von 
mindestens 4 m² zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. 

Die im Plan dargestellten Bäume der öffentlichen Parkflächen sind aus nur einer Art zu-
sammenzusetzen. 

10.3 Kletterpflanzen 

Die Außenseiten (Wände oder Pfosten) der Carports und Garagen sind mit standortge-
rechten Schling- und Kletterpflanzen zu begrünen. Empfohlen wird auch die Pflanzung 
von Kletterpflanzen an Hauswänden.  

II. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen gem. § 9 Abs. 4 BauGB und § 81 HBO

Die bauordnungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes „Wallerstädter 
Straße“ über die Gestaltung baulicher Anlagen, bleiben für den Geltungsbereich 
der 3. Änderung des Bebauungsplanes „Wallerstädter Straße“ weiterhin rechts-
wirksam.  

III. Kennzeichnungen gemäß § 9 Abs. 5 BauGB 

11. Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen gegen äußere 
Einwirkungen oder bei denen besondere bauliche Sicherungsmaßnahmen gegen 
Naturgewalten (hier: hohe bzw. schwankende Grundwasserstände und Risikoüber-
schwemmungsgebiet) erforderlich sind 

Das Plangebiet liegt im Einflussbereich des Grundwasserbewirtschaftungsplans „Hessi-
sches Ried“. Im Rahmen dieser wasserwirtschaftlichen Planung ist mit großflächigen 
Grundwasseraufspiegelungen zu rechnen, die bei einer künftigen Bebauung zu berück-
sichtigen sind. Im Einzelnen sind die Vorgaben des „Grundwasserbewirtschaftungsplans 
Hessisches Ried“ (Staatsanzeiger für das Land Hessen 21/1999, S. 1659 und 31/2006, 
S. 1704) zu beachten. 

Auf Grund der hohen bzw. schwankenden Grundwasserstände, wird weiterhin darauf hin-
gewiesen, dass im Plangebiet mit Nutzungseinschränkungen oder zusätzlichen Aufwen-
dungen (z.B. bauliche Vorkehrungen gegen Vernässungen) zu rechnen ist.  
Die zusätzlichen Aufwendungen sind entschädigungslos hinzunehmen. Wer in ein bereits 
vernässtes oder vernässungsgefährdetes Gebiet hineinbaut und keine Schutzvorkehrun-
gen gegen Vernässungen trifft, kann bei auftretenden Vernässungen keine Entschädi-
gung verlangen. 

Die für die Bemessung der einzelnen Gründungs- und Bauhilfsmaßnahmen erforderlichen 
Bemessungskennwerte sowie detaillierte Angaben zur Gründung der geplanten Gebäude 
und zur Bauausführung sind im Einzelfall ggf. noch in gesonderten Gründungsgutachten 
zu erarbeiten. 

Weiterhin liegt das Baugebiet in einem Risikoüberschwemmungsgebiet, das bei Versa-
gen eines Deiches überschwemmt wird. 

Aufgrund § 13 Abs. 3 HWG sind bei Sanierung und Neubau von Objekten Vorkehrungen 
zu treffen und, soweit erforderlich, bautechnische Maßnahmen vorzusehen, um den Ein-
trag von wassergefährdenden Stoffen bei Überschwemmungen entsprechend dem Stand 
der Technik zu verhindern. 

IV. Hinweise und Empfehlungen 

12. Bodendenkmäler 

Wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmäler bekannt werden, so ist dies dem Landesamt für 
Denkmalpflege, Archäologische Denkmalpflege oder der Unteren Denkmalschutzbehörde 
unverzüglich anzuzeigen. 

13. Schutzmaßnahmen für Leitungen und Trinkwasserversorgungsanlagen 

Tiefwurzelnde Bäume müssen einen Mindestabstand von 2,5 m zu Versorgungskabeln 
und Trinkwasserversorgungsanlagen aufweisen. Wird dieser Abstand unterschritten, so 
sind die Kabel oder Leitungen gegen Wurzeleinwirkungen zu sichern oder die Standorte 
der Bäume entsprechend zu verschieben. 

14. Altlasten 

Altflächen (Altstandorte, Altablagerungen), schädliche Bodenveränderungen und/oder 
Grundwasserschäden sind im Plangebiet nicht bekannt.  

Bei allen Baumaßnahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist auf sensorische 
Auffälligkeiten zu achten. Werden diese festgestellt, ist umgehend das Regierungspräsi-
dium Darmstadt, Abteilung Umwelt Darmstadt (Dezernat IV/Da 41.5) zu informieren. 

9. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 i. V. m. Nr. 14 BauGB) 

Oberflächenbefestigung 

Befestigte, nicht überdachte Flächen der Baugrundstücke sowie private Stellplätze sind, 
so weit wasserwirtschaftliche Belange nicht entgegen stehen, wasserdurchlässig auszu-
führen; als wasserdurchlässige Beläge gelten u.a. wasserdurchlässige Pflastersysteme,  

(Stand Oktober 2007) 

− Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I 2004, S. 2414), 
zuletzt geändert am 21.12.2006 (BGBl. I S. 3316) 

− Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. vom 23.01.1990 (BGBl. I 1990, S. 132), zuletzt ge-
ändert am 22.04.1993 (BGBl. I 1993, S. 466) 

− Planzeichenverordnung (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991, S. 58) 

− Hessische Bauordnung (HBO) i. d. F. vom 18.06.2002 (GVBl. I 2002, S. 274), zuletzt geändert 
am 28.09.2005 (GVBl. I 2005, S. 662) 

− Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) i. d. 
F. vom 25.03.2002 (BGBl. I 2002, S. 1193), zuletzt geändert am 10.05.2007 (BGBl. I 2007, S. 666)

− Hessisches Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (HENatG) i. d. F. vom 
16.04.1996 (GVBl. I 145), zuletzt geändert am 04.12.2006 (GVBl. I S. 619)  

− Wasserhaushaltsgesetz (WHG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 19.08.2002 (BGBl. I S. 3245), 
zuletzt geändert am 10.05.2007 (BGBl. I 2007, S. 666) 

− Hessisches Wassergesetz (HWG) i. d. F. vom 22.01.1990 (GVBl. I 2002, S. 113), zuletzt geän-
dert am 06.05.2005 (GVBl. I 2005, S. 305) 

− Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) ) i. d. F. vom 26.09.2002 (BGBl. I, 2002, S. 3830), 
zuletzt geändert am 23.10.2007 (BGBl. I S. 2470) 

− Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 
25.06.2005 (BGBl. I 2005, S. 1757), zuletzt geändert am 23.10.2007 (BGBl. I S. 2470) 


